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Anlage 29.
(DrucksacheNr. 27.)

Vericht und Antrag
des Provinzialausschusses,

betreffend
1. den derzeitigen Stand der vom provinzialverband für Anstalten und Einrichtungen

der privaten Wohlfahrtspflege übernommenen Vürgschaften und der beim preußischen
Ministerium für Volkswohlfahrt zur Weiterleitung an Einrichtungen der privaten
Wohlfahrtspflege aufgenommenen Darlehen,
die im Iahre 1928 auf Grund der dem Provinzialausschutz durch den 74. provinzial-
landtag erteilten Ermächtigung übernommenen Vürgschaften und Darlehen,
erneute Ermächtigung des provinzialausschusses, im Rechnungsjahre 1929 nochmals
Vürgschaften zu übernehmen bezw. Darlehen zur Weiterleitung an Einrichtungen
der privaten Wohlfahrtspflege aufzunehmen.

2.

3.

Zu 1. Die Zunahme der in der Fürsorge des RheinischenLnndesfürsorgeverbandes stehenden
hilfsbedürftigen Geisteskranken.Idioten, Krüppel usw. hat in den letzten Jahren zu umfangreichen Er¬
weiterungsbauten in den bestehenden Anstalten der privaten Wohlfahrtspflege, die die Provinz zur
Unterbringung ihrer Pfleglinge in Anspruch nimmt, aber auch zu Neubauten und Neuerwerbungendurch
die freien Verbände geführt. Ohne diesen Opfermut und den Unternehmungsgeistder privaten Wohl¬
fahrtspflege wäre es dem Landesfürsorgeverbandgar nicht möglich gewesen, der gesteigerten Nachfrage
nach Anstaltsplätzengerecht zu weiden. Da infolgedessender Betrieb der genannten Anstalten zum
großen Teil im Interesse der Provinzialverwaltung unterhalten wird, so hat der Provinziallandtag in
den letzten Jahren immer wieder die Pflicht des Provinzialverbandes anerkannt, den Anstalten bei der
Kreditbeschaffung behilflich zu sein.

Bis zum Zusammentritt des 74. Provinziallandtages war die Vürgschaftsübernahmedie ein¬
zige Möglichkeit, den Anstalten bei der Beschaffung größerer Baudarlehen zu helfen. Durch die Vürg¬
schaftsübernahme wurden aber die Zins- und Amortisationsbedingungen,unter denen die Darlehnsgeber
den Anstalten das Geld zur Verfügung stellten, nicht berührt. Erst die Schaffung eines Fonds zur För¬
derung von Füisoigeeiniichtungen beim preußischen Ministerium für Volkswohlfahrtbot die Möglich¬
keit, Darlehen zu mäßigem Zinsfuß (4«/») den karitativen Vereinen und Verbänden zu vermitteln. Be¬
dingung war aber dabei, daß die Darlehen nicht unmittelbar den betreffendenEinrichtungengegeben
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weiden, sondern vom Provinzialverband übernommen und an die bedachten Stellen weitergeleitet wer¬
den sollten. Damit übernahm also der Provinzialverband gegenüber dem Preußischen Staate die Ver¬
pflichtung zur Verzinsung und Rückzahlung der Darlehen entsprechend den von diesem gestellten Bedin¬
gungen.

Der derzeitige Stand (vom 15. Januar 1929) der vom Provinzialverband übernommenen
Bürgschaften bezw. der aufgenommenen Darlehen ist folgender:

Vom Provinzial¬
landtag

genehmigt
RM

Bisher
in Anspruch
genommen

RM

Bisher noch nicht
in Anspruch
genommen

RM

Verzichtet
in Höhe von

RM

Zurückgezahlt
in Hohe von

«M

Bestand

RM

K) Bürgschaften.

5 743 000.— 4 660 000.— 325 000.— 758 000.— 49? 716.— 4 162 284.—

L) Darlehen.

850 000.- 850 000.— — — — 850 000.—

Zu 2. Auf Grund der dem Provinzialausschuß vom 74. Provinziallandtag erteilten Ermäch¬
tigung wurden im Laufe des Rechnungsjahres 1928 folgende Bürgschaften von: Provinzialausschuß
genehmigt:

2) für das Et. Elisabethenstift in Bad Kreuznach ......... 415000— RM
b) für die Et. Iosefspflegeanstalt in Düsseldorf-Unterrath ....... 80 000.— RM
c) für den katholischen Erziehungsverein für die Rheinprovinz...... 200 000.— RM
6) für die Iosefsgesellschaft für Krüppelfürsorge, e. V., zu Bigge..... 50 000.— RM
e) für die Lehrlingsheim G.m.b.H., Düsseldoif-Qberbilk........ 98 000.— RM

Se. 843 000— RM

Außerdem sind im Jahre 1928 nach Genehmigung durch den Provinzialausschuß folgende Dar¬
lehen des Preußischen Staates an Anstalten der privaten Wohlfahrtspflege weitergeleitet worden:

2) an die Iosefsgesellschaft für Krüppelfürsorge, e. V., Bigge......330 000.— RM
b) an das Elisabethenstift, Bad Kreuznach............ 30 0N0— RM

Se. 360 000— RM

Zu 3. Die Hohe der unter 1) mitgeteilten Zahlen zeigt, welch' wesentlicheForderung der Rhei¬
nische Provinziallandtag durch die Beschlüsseder letzten Jahre der privaten Wohlfahrtspflege hat zuteil
werden lassen. Seine Mitwillung bei der Kreditbeschaffung kann aber nur als Notbehelf angesehen werden
für den Fall, daß es den Anstalten nicht auf Grund der in ihrem Besitztum liegenden Sicherheit gelingt,
sich auf dem freien Geldmarkt die erforderlichen Kapitalien zu beschaffen. Offensichtlich ist nach dieser
Richtung in den letzten Jahren eine stetige, wenn auch langsame Besserung eingetreten. Nichtsdesto¬
weniger wird es sich bei der immer noch nicht behobenen Versteifung des Geldmarktes nicht ganz vermeiden
lassen, für das Jahr 1929 nochmals die Möglichkeit der erleichterten Kreditbeschaffung für Anstalten der
privaten Wohlfahrtspflege, die Pflichtaufgaben des Provinzialverbandes erfüllen, vorzusehen. Erwünscht
wäre es natürlich, soweit als möglich verbilligte Darlehen des Wohlfahrtsministeriums an die Anstal¬
ten weiterzuleiten. Da aber der Fonds des Ministers zur Förderung von Fürsorgeeinrichtungen beschrankt
ist, so werden Bürgschaftsübernahme und Darlehnsaufnahme in gleicher Weise zur Anwendung kommen
müssen. Im Gegensatz zu früheren Jahren liegen z. Zt. Anträge für das Rechnungsjahr 1929 auf
Vermittlung eines Baulredits für Anstalten der privaten Wohlfahrtspflege der Provinzialverwaltung
noch nicht vor. Schätzungsweise wird sich daher die Gesamtsumme, die für Bürgschaften und Darlehen
in Aussicht zu nehmen ist, auf insgesamt 600 000.— RM begrenzen lassen. Da die Übernahme von
Bürgschaften ebenso wie die Aufnahme von Darlehen an sich zur Zuständigkeit des Provinziallandtages
gehört, der nach § 3? der Provinzialordnung über die zur Erfüllung von Verpflichtungen oder im
Interesse der Provinz erforderlichen Ausgaben zu beschließen hat, so bedarf es, wie in den Vorjahren,
einer entsprechendenErmächtigung des ProvinzilllauZschusseZ.
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